
   

         

 
Auskunft erteilt: Frau Höger Amt: 01.01-Büro des Oberbürgermeisters 
    

Tel.: 0261 129 1231 e-mail: julia.hoeger@stadt.koblenz.de 
    

Koblenz,  20.03.2017 

 

 

 

An alle Mitglieder des Haupt- und Finanzausschusses 

 

1. Nachtrag 

 

zur Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 

 

Montag, den 27.03.2017, 15:00 Uhr, 

 

im historischen Rathaussaal 101, Rathausgebäude I, Willi-Hörter-Platz 1, 56068 Koblenz. 

 

 

 

Tagesordnung Nachtrag 

 

 

Die Tagesordnung wird um folgende Angelegenheiten ergänzt: 

 

 

Öffentliche Sitzung: 

 

Punkt 9: Bewilligung einer erheblichen überplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung bei 

P611043 Ausbau Plankenweg 

Vorlage: BV/0125/2017 

 

 

Punkt 10: Klagen der kommunalen Gebietskörperschaften gegen die Festsetzung von 

Schlüsselzuweisungen 2016 

Vorlage: UV/0089/2017 

 

 

Punkt 11: Pirmasenser Erklärung des Aktionsbündnisses "Für die Würde unserer Städte" 

Vorlage: BV/0130/2017 

 

 

Ich bitte um Aktualisierung Ihrer Beratungsunterlagen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Bernd Enkirch 

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: 
 

Die Stadt zum Bleiben. 
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Beschlussvorlage 
 

Vorlage-Nr.: BV/0125/2017  Datum: 14.03.2017 

 
Baudezernent 

 
Verfasser: 61-Amt für Stadtentwicklung und Bauordnung Az: 61 SsED SST 

Neuendorf 

 
Gremienweg: 
 

 
 

06.04.2017 Stadtrat  einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 
 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 
27.03.2017 Haupt- und Finanzausschuss  einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 
 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

  

Betreff: Bewilligung einer erheblichen überplanmäßigen 

Verpflichtungsermächtigung bei P611043 Ausbau Plankenweg 

 

Beschlussentwurf:  
Der Stadtrat stimmt der Bewilligung einer erheblichen überplanmäßigen 

Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 125.900 € im Investitionshaushalt 2016 bei  Projekt 

P611043 „Ausbau Plankenweg“ zu, bei gleichzeitiger Deckung des Mehrbedarfs durch eine 

nicht in Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigung 2016 bei Projekt P661146 

„Lichtsignalanlage Fr.-Ebert-Ring“. 

 

 

Begründung:  
Am 12.06.2015 wurde der Ausbaubeschluss des Plankenweges im Rahmen des 

Fördergebietes Soziale Stadt Neuendorf gefasst. Hieraufhin erfolgte die Ausschreibung der 

Baumaßnahme.  Das Ausschreibungsergebnis vom 15.01.2017 und der Submission am 

31.01.2017 hat für den wirtschaftlichsten Anbieter eine Auftragssumme von 1.287.158,17 € 

brutto ergeben. Aufgrund des Submissionsergebnisses hat sich damit gegenüber der 

Kostenschätzung in Höhe von 926.000 € eine Kostenerhöhung um 361.158,17 € ergeben. Die 

Kostensteigerung liegt im Wesentlichen darin begründet, dass die Preise im Baugewerbe 

erheblich angezogen haben. 

 

Die noch anfallenden Kosten stellen sich wie folgt dar: 

Bauausführung Submissionsergebnis         1.287.158,17 € (bisher 926.000 €) 

Kampfmittelsondierung baubegleitend   10.500,00 € 

Sicherheitskoordination Baustelle    10.080,00 € 

Beweissicherung      23.181,20 € 

Bauüberwachung und Kontrollmessungen   21.749,25 € 

Abzüglich zu erstattende Kosten Versorger            397.535,00 € 

Verbleibende Baukosten:              955.133,67 € 

 

Im Haushaltsplan 2017 sind beim Projekt P611043 „Ausbau Plankenweg“ auf der Grundlage 

einer Verpflichtungsermächtigung 2016 Auszahlungen für Sachanlagen in Höhe von 

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: 
 

Die Stadt zum Bleiben. 
TOP Ö  9TOP Ö  9



 Seite 2 von 2 aus Vorlage BV/0125/2017 

776.000 € veranschlagt, die bisher nicht in Anspruch genommen worden sind. Noch nicht in 

Anspruch genommene Verpflichtungsermächtigungen des abgelaufenen Haushaltsjahres 2016 

gelten abweichend vom Grundsatz der Jährlichkeit nach § 102 Absatz 3 Gemeindeordnung 

noch bis zur öffentlichen Bekanntmachung der neuen Haushaltssatzung 2017. Hinzu kommen 

noch zu übertragene Auszahlungsermächtigungen aus dem Haushaltsjahr 2016 in Höhe von 

53.240 €, sodass insgesamt 829.240 € zur Verfügung stehen.  

 

Daraus ergibt sich folgender Bedarf, der als Grundlage zur Auftragsvergabe als 

überplanmäßige Verpflichtungsermächtigung 2016 bewilligt werden soll: 

Verbleibende Baukosten:      955.133,67 € 

Verpflichtungsermächtigung 2016    -776.000,00 € 

Zu übertragene Auszahlungsermächtigungen 2016  -  53.240,00 € 

Überplanmäßige Verpflichtungsermächtigung (gerundet)  125.900,00 € 

 

 

Zur Deckung des überplanmäßigen Mehrbedarfs wird die nicht benötigte 

Verpflichtungsermächtigung 2016 bei Projekt P661146 „Lichtsignalanlage Fr.-Ebert-Ring“ 

herangezogen. Aufgrund von Verzögerungen bei der Planung ist mit einer Ausschreibung der 

Maßnahme erst im nächsten Jahr zu rechnen, sodass die veranschlagte 

Verpflichtungsermächtigung 2016 in Höhe von 650.000 € nicht benötigt wird und zur 

Deckung des Mehrbedarfs zur Verfügung steht. 

 

Die Erhöhung der Baukosten wird eine Erhöhung der beitragsfähigen Kosten zur Folge haben 

und umlagefähig sein. Unabhängig hiervon, stehen ausreichende Deckungsmittel zur 

Verfügung. 
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Unterrichtungsvorlage 
 

Vorlage-Nr.: UV/0089/2017  Datum: 20.03.2017 

 
Oberbürgermeister 

 
Verfasser: 20-Kämmerei und Steueramt Az: 20 / Br-Kn 

 
Gremienweg: 
 

 
 

06.04.2017 Stadtrat  einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 
 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 
27.03.2017 Haupt- und Finanzausschuss  einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 
 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

  

Betreff: Klagen der kommunalen Gebietskörperschaften gegen die Festsetzung von 

Schlüsselzuweisungen 2016 

 

Unterrichtung:  
 

Der Stadtrat nimmt Kenntnis von dem an die Kommunalen Spitzenverbände gerichteten 

Schreiben des Ministeriums des Innern und für Sport / Staatssekretär Kern vom 14. März 

2017 (vgl. Anlage). 

 

In dem v.g. Schreiben führt das Ministerium aus, dass 

a) im Falle eines entsprechenden Urteils alle Bescheide über die Festsetzung von 

 Schlüsselzuweisungen 2014 – 2016 nachträglich geändert werden,  

b) beabsichtigt ist, keine über den derzeitigen Kreis der klagenden Kommunen 

 hinausreichende Klageverfahren als weitere Musterverfahren anzuerkennen. 

 

Ein von der Stadt Koblenz ggf. anzustrengendes Verfahren ist damit aus Sicht der Verwaltung 

nicht erforderlich. Die endgültige Entscheidung hierüber wird im Stadtrat aber – dem bisher 

vereinbarten Zeitplan folgend – erst nach der Unterrichtung über die Positionierung des 

Vorstands des Städtetags Rheinland-Pfalz getroffen. 

 

Anlagen:  
 

Schreiben des Ministeriums des Innern und für Sport / Staatsekretär Kern vom 14. März 2017 

 

 

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: 
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Beschlussvorlage 
 

Vorlage-Nr.: BV/0130/2017  Datum: 20.03.2017 

 
Oberbürgermeister 

 
Verfasser: 20-Kämmerei und Steueramt Az: 20 / Br-Kn 

 
Gremienweg: 
 

 
 

06.04.2017 Stadtrat  einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 
 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 
27.03.2017 Haupt- und Finanzausschuss  einstimmig  mehrheitlich  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 
 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

  

Betreff: Pirmasenser Erklärung des Aktionsbündnisses "Für die Würde unserer 

Städte" 

 

Beschlussentwurf:  
 

Der Stadtrat beschließt, die als Anlage beigefügte „Pirmasenser Erklärung – Gleichwertigkeit 

der Lebensverhältnisse“ zu unterstützen. 

 

Begründung:  
 

Die Stadt Koblenz gehört dem bundesweiten Aktionsbündnis „Für die Würde unserer Städte“ 

an. Dieser Zusammenschluss von derzeit fast 70 Städten setzt sich insbesondere für eine 

angemessene Finanzausstattung der Kommunen ein, die sie in die Lage versetzen soll, 

Altschulden abzubauen und nachhaltig ausgeglichene Haushalte ausweisen zu können. 

 

Mit Beschluss vom 19. Mai 2017 (AT/0050/2016) hat der Stadtrat einstimmig die vom 

Bündnis verfasste „Mainzer Erklärung 2016 zur Neuordnung des Kommunalen 

Finanzsystems“ unterstützt. 

In seiner Sitzung vom 17. März 2017 haben die anwesenden Mitglieder des Bündnisses die 

als Anlage beigefügte „Pirmasenser Erklärung“ einstimmig gebilligt (Entwurfsfassung, wird 

bis zur Ratssitzung redaktionell überarbeitet), die mehr Bundes- und Länderhilfe im 

Sozialbereich und Unterstützung beim Schuldenabbau verlangt. 

Mit einer breiten Zustimmung der Kommunen, manifestiert durch entsprechende 

Ratsbeschlüsse, soll den gerechtfertigten Forderungen Nachdruck verliehen werden. 

 

Im Hinblick auf die anstehende Bundestagswahl werden Wahlprüfsteine und eine weitere 

Erklärung formuliert. Hierzu wird der Stadtrat im Anschluss an die für Ende Juni 2017 

geplante Folgesitzung des Bündnisses informiert und ggf. um weitere Beschlussfassung 

gebeten. 

 

Anlagen:  
Pirmasenser Erklärung – Entwurfsfassung vom 17. März 2017 

 

Koblenz – Magnet am Deutschen Eck: 
 

Die Stadt zum Bleiben. 
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